
bene Erinnerung der Klägerin hat das Kreisgericht zu
rückgewiesen, da es sich bei der Verfügung vom 
20. September 1974 nicht um die Anordnung einer Be
weisaufnahme gehandelt habe.
Der sofortigen Beschwerde gegen diese Entscheidung 
hat das Bezirksgericht stattgegeben und die zu erstat
tenden Kosten auf 501,44 M festgesetzt. Der Rechtsmit
telsenat legt hierzu dar, daß der Beschluß vom 20. Sep
tember 1974, den das Kreisgericht im Sitzungsprotokoll 
selbst als Beweisbeschluß bezeichnet habe, auch als 
solcher zu bewerten sei. Demzufolge stehe dem Anwalt 
der Klägerin eine Beweisgebühr für den gesamten 
Streitwert zu./*/
Gegen die Entscheidung des Bezirksgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge
richts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Bestimmungen über die Entstehung der Beweisge
bühr sind in der Rechtsanwaltsgebührenordnung, soweit 
es die Vertretung in einem Beweisaufnahmeverfahren 
anbelangt, allgemein gefaßt. Im Kastenfestsetzungsver
fahren ist darauf zu achten, daß § 13 Ziff. 4 RAGO eine 
Auslegung erfährt, die mit dem Prinzip zu vereinbaren 
ist, daß im Zivilprozeß die Parteien weder mit gericht
lichen noch mit außergerichtlichen Kosten belastet wer
den dürfen, die bei Anwendung der einschlägigen Vor
schriften entsprechend den Grundsätzen des sozialisti
schen Zivilverfahrens nicht gerechtfertigt sind.
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwerts in Fami
lienverfahren hat das Oberste Gericht diesem Prinzip 
ständig Rechnung getragen (vgl. OG, Urteil vom 17. Juli 
1969 - 1 ZzF 7/69 - [NJ 1969 S. 687]; Urteil vom
31. Juli 1969 - 1 ZzF 14/69 - [NJ 1969 S. 652]; Urteil vom 
17. Juni 1975 - 1 ZzF 12/75 - [NJ 1975 S. 523]). Entspre
chendes hat für das Entstehen von Gerichts- und Rechts
anwaltsgebühren für bestimmte Verfahrensabschnitte zu 
gelten. Für die Gerichtsgebühren hat das nunmehr sei
nen klaren Ausdruck in den Vorschriften der §§ 164 ft 
der Zivilprozeßordnung vom 19. Juni 1975 gefunden.

Bei der Beurteilung des Entstehens der Beweisgebühr 
für den Rechtsanwalt ist davon auszugehen, daß die 
Beweisaufnahme der Aufklärung des Sachverhalts dient, 
z. B. wenn die Parteien zu bestimmten Umständen und 
Vorgängen voneinander abweichende Darstellungen ge
geben haben, das Gericht von der Richtigkeit überein
stimmenden Vortrags nicht überzeugt ist oder es zur 
Vorbereitung der Entscheidung geboten erscheint, auch 
über solche Tatsachen Beweis zu erheben, die von den 
Parteien nicht vorgebracht worden sind. Bei derartigen 
Maßnahmen zur Sachaufklärung wird in der Regel das 
Entstehen einer Beweisgebühr zu bejahen sein.
Das schließt nicht aus, daß es bei der Vielfalt der gege
benen Möglichkeiten Fälle gibt, für die eine Bewedsge- 
bühr nicht zuerkannt werden kann. Das sind einmal 
diejenigen, in denen der Aufwand des Rechtsanwälte 
bei der Mitwirkung im Beweisaufnahmeverfahren so 
geringfügig ist, daß er durch die Prozeß- oder Ver
handlungsgebühr (§ 13 Ziff. 1 und 2 RAGO) mit abge
golten wird. Ein solcher Fall ist z. B. nach gesetzlicher 
Vorschrift gegeben, wenn die Beweisaufnahme sich in 
der Vorlegung von Urkunden erschöpft.
Hinzu kommen je nach Lage des Einzelfalls aber auch 
gerichtliche Verfügungen, deren Anordnung sich aus

/•/ Nach § 179 Abs. 1 der ab 1. Januar 1976 geltenden ZPO 
entscheidet der Sekretär über einen Antrag aut Kostenfest
setzung durch Beschluß. Gegen diesen Beschluß kann gemäß 
§ 158 ZPO innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zustel
lung Beschwerde eingelegt werden. Hält der Sekretär die 
Beschwerde in vollem Umfang für begründet, hat er seinen 
Beschluß entsprechend zu ändern, andernfalls muß er die 
Beschwerde binnen einer Woche dem Bezirksgericht zur Ent
scheidung vorlegen (§ 159 Abs. l ZPO).
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bestimmten gesetzlichen Vorschriften — z. B. im Fall 
des § 34 Abs. 2 FGB (Dienst- oder Werkwohnung) die 
Anhörung des zuständigen Betriebes — ergibt oder die 
die Einholung von Auskünften betreffen, bei denen es 
vorwiegend um Interessen von nicht am Verfahren be
teiligten Organen, Organisationen, Betrieben oder Bür
gern geht und ein zugleich mit gegebener Sachaufklä
rungsaspekt in den Hintergrund tritt Hierunter fallen 
bei entsprechenden Voraussetzungen besonders Aus
künfte, die von staatlichen Organen, Betrieben oder ge
sellschaftlichen Organisationen beigezogen werden.
Unter diesen Gesichtspunkten ist in diesem Verfahren 
die Auskunft zu werten, die von der Kreissparkasse 
zur Möglichkeit der Haftungsbeschränkung der Par
teien wegen des noch offenen Betrags aus Teilzahlungs
kredit eingeholt wurde. Hinsichtlich dieser Verfügung 
stand eindeutig die Wahrung der Interessen des Kre
ditinstitute im Vordergrund. Die Auskunft brachte ge
wisse Folgerungen für die rechtliche Gestaltung des Ur
teilsspruchs mit sich, doch kann allein dieserhalb das 
Entstehen einer Beweisgebühr nicht anerkannt wer
den.
Es kommt hinzu, daß in Abschn. A IV Ziff. 13 der 
Richtlinie Nr. 24 des Plenums des Obersten Gerichte zur 
Aufhebung der Eigentums- und Vermögensgemein
schaft der Ehegatten während und nach Beendigung 
der Ehe vom 22. März 1967 (GBl. II S. 180; NJ 1967
S. 240) dahin orientiert wird, daß sich die Parteien we
gen der Änderung der Kreditbedingungen Selbst mit 
dem Kreditinstitut in Verbindung setzen sollen. Natür
lich kann es im Streitfall, aber auch bei Übereinkunft 
der Beteiligten über die Verteilung der mit dem Dar
lehen angeschafften Gebrauchsgüter angezeigt sein, daß 
das Gericht von sich aus eine entsprechende Auskunft 
einholt. Die unterschiedliche Verfahrensweise kann je
doch keine differenzierten Konsequenzen für die Gestal
tung der Rechteanwaltsgebühren mit sich bringen.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß für die 
Beurteilung der Rechtslage allein der Inhalt der ge
troffenen Anordnung und nicht deren Bezeichnung 
durch das Gericht entscheidend sein kann. Wenn das 
Kreisgericht seine Verfügung vom 20. September 1974 
in der mündlichen Verhandlung als Beweisbeschluß 
ansah, ändert dies nichts daran, daß eine Beweisgebühr 
für den Rechtsanwalt der Klägerin nicht erwachsen 
ist.
Das Kreisgericht hat daher die Beweis- und Nachver
handlungsgebühr zutreffend nur für den Wert der Ehe
sache in Ansatz gebracht. Das Bezirksgericht hätte der 
sofortigen Beschwerde der Klägerin nicht stattgeben 
dürfen.

Arbeitsrecht

§§ 131 Abs. 4, 30,123 Abs. 2,125 Abs. 2 GBA.

1. Die werktätige Mutter hat nach Beendigung des Rü
hens des Arbeitsrechtsverhältnisses gemäß § 131 Abs. 4 
GBA Anspruch auf ihren früheren Arbeitsplatz bzw. auf 
Beschäftigung mit Arbeiten der im Arbeitsvertrag ver
einbarten Art. Dieser Anspruch besteht auch dann, wenn 
durch Vereinbarung die Dauer des Rühens des Arbeits
rechtsverhältnisses über die Jahresfrist des § 131 Abs. 4 
GBA hinaus verlängert wurde.
2. Es ist zulässig, daß die Partner eines Arbeitsrechts
verhältnisses im Zusammenhang mit der Wiederauf
nahme der Tätigkeit nach Beendigung des Rühens des 
Arbeitsrechtsverhältnisses die arbeitsvertraglichen Be
ziehungen neu gestalten. Dies darf jedoch nicht gesche-
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